
Betriebs sowie der Prüfung von Anlagen zum Umgang
mit wassergefährdenden Stoffen. Die Sachverständi-
genorganisation hat sich mittels einer theoretischen
und praktischen Prüfung vor der Bestellung davon zu
überzeugen, dass der zu bestellende Sachverständige
den Anforderungen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 4
genügt. Das Ergebnis dieser Prüfung ist zu dokumen-
tieren.

(6) Sollen bei einer Sachverständigenorganisation,
die berechtigt ist, Fachbetriebe zu zertifizieren und zu
überwachen, Sachverständige eingesetzt werden, die
ausschließlich Fachbetriebe zertifizieren und über-
wachen sollen, darf für diese Sachverständigen von
den Anforderungen an die Fachkunde und die Erfah-
rung nach Absatz 5 nach Zustimmung der zuständigen
Behörde abgewichen werden.

(7) Mit der Bestellung ist dem Sachverständigen ein
Bestellungsschreiben auszuhändigen.

§ 54

Widerruf und
Erlöschen der Anerkennung;

Erlöschen der Bestellung von Sachverständigen

(1) Die Anerkennung der Sachverständigenorganisa-
tion kann unbeschadet des § 49 Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 2 bis 5 des Verwaltungsverfahrensgesetzes wider-
rufen werden, wenn die Sachverständigenorganisation

1. eine der Anforderungen nach § 52 Absatz 3 oder
Absatz 4 nicht mehr erfüllt,

2. trotz Aufforderung durch die zuständige Behörde die
Bestellung eines Sachverständigen, der die Voraus-
setzungen nach § 53 nicht mehr erfüllt oder wieder-
holt Anlagenprüfungen nach § 46 fehlerhaft durch-
geführt hat, nicht aufhebt,

3. Verpflichtungen nach § 55 Nummer 1 bis 4 oder
Nummer 6 bis 9, § 61 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1
oder Absatz 4 oder § 62 Absatz 2 nicht oder nicht
ordnungsgemäß erfüllt oder

4. trotz Aufforderung durch die zuständige Behörde
einem Fachbetrieb, der die Voraussetzungen nach
§ 62 Absatz 2 nicht mehr erfüllt oder wiederholt
fachbetriebspflichtige Arbeiten fehlerhaft durchge-
führt hat, nicht die Zertifizierung entzieht.

(2) Mit der Auflösung der Sachverständigenorgani-
sation oder der Entscheidung über die Eröffnung des
Insolvenzverfahrens erlischt die Anerkennung. Die zu-
ständige Behörde kann im Fall der Eröffnung des Insol-
venzverfahrens auf Antrag die Sachverständigenorgani-
sation für einen befristeten Zeitraum erneut anerken-
nen.

(3) Die Bestellung eines Sachverständigen erlischt,
wenn

1. sie aufgehoben wird,

2. der Sachverständige aus der Sachverständigenor-
ganisation, von der er bestellt wurde, ausscheidet
oder

3. die Anerkennung der Sachverständigenorganisation,
von der der Sachverständige bestellt wurde, nach
Absatz 1 widerrufen wird oder nach Absatz 2 Satz 1
erlischt.

Der Sachverständige hat in den Fällen des Satzes 1 das
Bestellungsschreiben nach § 53 Absatz 7 zurückzu-
geben.

§ 55

Pflichten der
Sachverständigenorganisationen

Die Sachverständigenorganisation ist verpflichtet,

1. die Bestellung eines Sachverständigen aufzuheben,
wenn

a) die Bestellung durch arglistige Täuschung,
Drohung oder Bestechung erwirkt worden ist,

b) der Sachverständige wiederholt Anlagenprüfun-
gen fehlerhaft durchgeführt hat, wiederholt grob
fahrlässig oder vorsätzlich gegen Pflichten nach
§ 56 verstoßen hat oder die in § 53 aufgeführten
Anforderungen an Sachverständige nicht mehr
erfüllt oder

c) die zuständige Behörde die Aufhebung der Be-
stellung anordnet,

2. die Bestellung der Sachverständigen, ihre Tätig-
keitsbereiche, die Änderung ihrer Tätigkeitsberei-
che sowie das Erlöschen der Bestellung der Sach-
verständigen der zuständigen Behörde innerhalb
von vier Wochen anzuzeigen,

3. die ordnungsgemäße Durchführung der Prüfungen
der Sachverständigen stichprobenweise zu kontrol-
lieren,

4. die bei Prüfungen gewonnenen Erkenntnisse zu
sammeln und auszuwerten und mindestens viermal
im Jahr einen internen Austausch dieser Erkennt-
nisse, auch zur Weiterbildung der Sachverständi-
gen, durchzuführen,

5. an einem jährlichen Erfahrungsaustausch der tech-
nischen Leitungen aller Sachverständigenorganisa-
tionen teilzunehmen,

6. jeweils bis zum 31. März eines Jahres für das ver-
gangene Kalenderjahr der zuständigen Behörde zur
Erfüllung ihrer aufsichtlichen Aufgaben folgende
Angaben zu übermitteln:

a) Änderungen ihrer Organisationsstruktur und
ihrer Prüfgrundsätze,

b) eine Übersicht der von jedem Sachverständigen
durchgeführten Prüfungen sowie

c) die Erkenntnisse, die bei Prüfungen sowie bei
der Feststellung von Abweichungen nach § 68
Absatz 3 gewonnen wurden,

7. der zuständigen Behörde unverzüglich einen Wech-
sel der vertretungsberechtigten Person mitzuteilen,

8. sicherzustellen, dass die technische Leitung sowie
die bestellten Sachverständigen regelmäßig, min-
destens alle zwei Jahre, an Fortbildungsveranstal-
tungen teilnehmen,

9. Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse, die ihr im
Rahmen ihrer Tätigkeit bekannt werden, nicht un-
befugt zu offenbaren oder zu verwerten und

10. der zuständigen Behörde unverzüglich die Auf-
lösung der Sachverständigenorganisation mitzu-
teilen.
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